
 

Auszug aus dem Gesetz zur Anpassung des 
Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien 
(Europarechtsanpassungsgesetz Bau-EAG Bau) 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung 

Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 5. September 
2001 (BGBI. l S. 2350), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. Juni 2002 (BGBI. l S. 1914), wird 
wie folgt geändert: 
 
1. Die §§ 16 und 17 werden wie folgt gefasst: 

„§16 
Raumordnungspläne, Raumordnungs-

verfahren und Zulassungsverfahren 

(1) Bei der Aufstellung und Änderung von Raum 
ordnungsplänen ist eine Prüfung der voraussichtlich 
erheblichen Umweltauswirkungen im Sinne der Richt 
linie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der 
Umweltauswirkungen  bestimmter Pläne und  Pro 
gramme (ABI. EG Nr. L 197 S. 30) durchzuführen 
(Umweltprüfung). 

(2) Im Raumordnungsverfahren sollen die raumbe 
deutsamen Umweltauswirkungen eines Vorhabens 
entsprechend dem Planungsstand des Vorhabens 
ermittelt, beschrieben und bewertet werden. 

(3) Werden eine Umweltprüfung in einem Verfahren 
nach Absatz 1 und eine Umweltverträglichkeitsprü 
fung in einem nachfolgenden Zulassungsverfahren für 
ein Vorhaben durchgeführt, kann die Umweltverträg 
lichkeitsprüfung im nachfolgenden Zulassungsverfah 
ren auf zusätzliche oder andere erhebliche Umwelt 
auswirkungen des Vorhabens beschränkt werden. 

(4) Im nachfolgenden Zulassungsverfahren für ein 
Vorhaben hat die zuständige Behörde die im Verfah 
ren nach Absatz 2 ermittelten, beschriebenen und 
bewerteten   Umweltauswirkungen   des  Vorhabens 
nach Maßgabe des § 12 bei der Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens zu berücksichtigen. 

(5) Im nachfolgenden Zulassungsverfahren für ein 
Vorhaben soll hinsichtlich der im Verfahren nach 
Absatz 2 ermittelten und beschriebenen Umweltaus 
wirkungen von den Anforderungen der §§ 5 bis 8 
und 11 insoweit abgesehen werden, als diese Verfah 
rensschritte bereits im Verfahren nach Absatz 2 erfolgt 
sind. Die Anhörung der Öffentlichkeit nach § 9 Abs. 1 
und § 9a sowie die Bewertung der Umweltauswirkun 
gen nach § 12 sollen auf zusätzliche oder andere 
erhebliche Umweltauswirkungen beschränkt werden, 
sofern die Öffentlichkeit im Verfahren nach Absatz 2 
entsprechend den Bestimmungen des § 9 Abs. 3 ein 
bezogen wurde. 

 

 

 

 

 

 

 

 

§17 Aufstellung von 

Bauleitplänen 

(1) Werden Bebauungspläne im Sinne des § 2 
Abs. 3 Nr. 3, insbesondere bei Vorhaben nach den 
Nummern 18.1 bis 18.9 der Anlage 1, aufgestellt, 
geändert oder ergänzt, wird die Umweltverträglich-
keitsprüfung einschließlich der Vorprüfung des Einzel-
falls nach § 2 Abs. 1 Satz 1 bis 3 sowie den §§ 3 bis 3f 
im Aufstellungsverfahren als Umweltprüfung nach 
den Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgeführt. 
Abweichend von Satz 1 entfällt eine nach diesem 
Gesetz vorgeschriebene Vorprüfung des Einzelfalls, 
wenn für den aufzustellenden Bebauungsplan eine 
Umweltprüfung nach den Vorschriften des Bauge-
setzbuchs, die zugleich den Anforderungen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung entspricht, durchge-
führt wird. 

 
(2) Besteht für die Aufstellung, Änderung oder 

Ergänzung eines Bauleitplans nach diesem Gesetz 
eine Verpflichtung zur Durchführung einer Strategi 
schen Umweltprüfung, wird hierfür eine Umweltprü 
fung einschließlich der Überwachung nach den Vor 
schriften des Baugesetzbuchs durchgeführt. 

(3) Wird   die   Umweltverträglichkeitsprüfung   in 
einem Aufstellungsverfahren für einen Bebauungs 
plan und in einem nachfolgenden Zulassungsverfah 
ren durchgeführt, soll die Umweltverträglichkeitsprü 
fung   im   nachfolgenden  Zulassungsverfahren   auf 
zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswir 
kungen des Vorhabens beschränkt werden." 

2. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert: 
a) In der Überschrift zu Nummer 18 werden die Wör 

ter „Bauplanungsrechtliche Vorhaben" durch das 
Wort „Bauvorhaben" ersetzt. 

b) In den Nummern 18.1 bis 18.8 werden jeweils nach 
dem Wort „wird" das Komma und die Wörter „nur 
im Aufstellungsverfahren" gestrichen. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am 20. Juli 2004 in Kraft. 


